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Rückgabe von Bewerbungsunterlagen - klar, aber wann?

Mehrere Betroffene hatten sich darüber beschwert, dass sie ihre
(anlässlich einer Stellenanzeige) eingereichten
Bewerbungsunterlagen nicht zurückerhalten hätten. Sie
befürchteten in diesem Zusammenhang eine nicht
bestimmungsgemäße Verwendung ihrer in den Unterlagen
enthaltenen personenbezogenen Daten.

Bewerbungsunterlagen unterliegen einer konkreten
Zweckbestimmung, d. h. sie sind nur im Rahmen der Entscheidung über die Besetzung
der ausgeschriebenen Stelle zu verwenden. Im Fall der Ablehnung dürfen

Bewerbungsunterlagen daher nur noch für einen begrenzten Zeitraum (s. u.) vorgehalten, dabei aber
keinesfalls für andere Zwecke genutzt werden. Unzulässig ist es auch, die erhaltenen Bewerbungsunterlagen
ohne ausdrückliches Einverständnis des Betroffenen bzw. ohne dass dies von vornherein so ausgeschrieben
gewesen ist, noch für andere Stellenbesetzungen zu verwenden, für die Zukunft vorzuhalten, zu archivieren
oder gar an Dritte weiterzureichen.

Der Betroffene muss die weitere Aufbewahrung seiner Bewerbungsunterlagen also keinesfalls dulden, sondern
kann deren Rückgabe fordern. Allerdings ist dies kein datenschutzrechtlicher, sondern ein zivilrechtlicher
Anspruch, der sich auf § 985 BGB (Herausgabeanspruch des Eigentümers) stützen lässt.

Klassisch datenschutzrechtlicher Natur ist (hilfsweise) der Löschungsanspruch, wenn die Rückgabe nicht
erwünscht ist. Gemäß § 35 Abs. 2 Nr. 3 BDSG sind personenbezogene Daten zu löschen, sobald ihre Kenntnis
für die Erfüllung des Zweckes der Speicherung nicht mehr erforderlich ist. Dies ist bei einer erfolglosen
Bewerbung der Fall, so fern nicht eine Verständigung über die weitere Verwendung der Unterlagen erfolgt ist.

Feststellung: Für die Fristen zur Herausgabe oder Löschung ist zu beachten, dass gemäß § 15 Abs. 4 AGG
abgelehnte Bewerber innerhalb von zwei Monaten Ansprüche auf Schadensersatz wegen eines Verstoßes
gegen ein Benachteiligungsverbot geltend machen können. Hierfür genügt der Nachweis von Indizien, wobei
der Arbeitgeber gemäß § 22 AGG verpflichtet sein kann, das Gegenteil zu beweisen. Dies stellt zwar keine
Aufbewahrungsfrist i. S. d. § 35 Abs. 3 Nr. 1 BDSG dar, gleichwohl ist der Arbeitgeber danach befugt, während
dieses Zeitraums Bewerberdaten weiter zu speichern und erst nach dem Verstreichen der Beschwerdefrist zu
löschen. Eine Verpflichtung zur sofortigen Löschung würde die Beweisführung für den Arbeitgeber erheblich
und unzumutbar erschweren.

Quelle: 5. Tätigkeitsbericht (2009-2010) Datenschutz im nicht-öffentlichen Bereich in Sachsen.

Wohnungswirtschaft und Mieterdatenschutz - Mieterselbstauskünfte

Die Zulässigkeit der Erhebung von personenbezogenen Daten mittels
Mieterfragebögen bewegt sich zwischen dem legitimen Interesse des Vermieters,
einen ihm entsprechenden Mieter zu finden, der insbesondere seinen
Verpflichtungen aus dem Mietvertrag nachkommen kann (Zahlung der Miete,
pfleglicher Umgang mit dem Mietobjekt, Eingliederung in die Hausgemeinschaft), und
auf der anderen Seite dem informationellen Selbstbestimmungsrecht des
Mietinteressenten.

Nach § 28 BDSG ist das Erheben und Nutzen personenbezogener Daten des
Mietinteressenten durch den Vermieter zulässig, „wenn es für die Begründung oder

Durchführung des Mietvertrages erforderlich ist". Nach dieser gesetzlichen Regelung ist die Erhebung der
Daten erlaubt, die für den Vermieter für den Abschluss des Mietvertrages wesentlich sind, so zum Beispiel die
Identität des Mietinteressenten (Name, Vorname, Anschrift), seine Einkommensverhältnisse, eventuelle
Mietrückstände im aktuellen Mietverhältnis, seine berufliche Stellung, die Zahl der mit einziehenden Kinder
und deren Alter. Keine Erforderlichkeit besteht z.B. für die Angabe zur Höhe von Ersparnissen oder der
Bankverbindung bereits im Vorfeld der Entscheidung .über den künftigen Mieter.

Feststellung: Die Erhebung und Verwendung der im Vorfeld der Vermietung einer Wohnung über eine
Mieterselbstauskunft abgefragten Daten ist zulässig, soweit die Daten für die Begründung oder Durchführung
des Mietvertrages erforderlich sind.

Quelle: Bayerisches Landesamt für Datenschutzaufsicht – Tätigkeitsbericht 2009/2010
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Crash-Kurs „Werbung“ - Teil 3 - E-Mail- und SMS-Werbung

Aus dem Datenschutzrecht ergibt sich gemäß § 28 Abs. 3 BDSG, dass eine
Nutzung oder Übermittlung von Adressen der elektronischen Post für
Werbeansprachen grundsätzlich einer vorherigen Einwilligung der beworbenen
Personen bedarf.

Eine Ausnahme ergibt sich lediglich aus § 28 Abs. 3 Satz 3 BDSG, der das
Hinzuspeichern und damit auch die Nutzung weiterer Daten, z.B. einer E-Mail-
Adresse, für Werbeansprachen an eigene Kunden vorsieht. Einer E-Mail- oder
SMS-Werbung entgegenstehende Interessen der Kunden sind in der Regel dann
nicht gegeben, wenn die obengenannten vier Anforderungen aus dem

Wettbewerbsrecht (§ 7 Abs. 3 UWG) eingehalten werden.

Auch wettbewerbsrechtlich ist eine Werbung per E-Mail und die damit vergleichbare Werbung per SMS
gegenüber Verbrauchern grundsätzlich nur mit einer vorherigen ausdrücklichen Einwilligung zulässig. Hierzu
gibt es allerdings gemäß § 7 Abs. 3 UWG die Ausnahmeregelung für sogenannte Bestandskunden dahingehend,
dass E-Mail- und SMS-Werbung dann erlaubt ist,

wenn ein Unternehmen im Zusammenhang mit dem Verkauf von Waren oder Dienstleistungen die
Kontaktdaten für elektronische Post von einem Kunden erhalten hat,

dieses Unternehmen für ähnliche Waren oder Dienstleistungen wirbt,

der Kunde der werblichen Verwendung seiner Daten für elektronische Post nicht widersprochen hat, und

der Kunde schon bei der Erhebung seiner Daten, wie auch bei jeder werblichen Verwendung klar und
deutlich auf sein Widerspruchsrecht hingewiesen wird.

Der E-Mail-Empfänger muss seinen Computer zwar nicht wie der Betreiber eines Telefaxgeräts diesen ständig
betriebsbereit halten und Materialien bereithalten. Und der Computer ist beim Eingang einer E-Mail auch nicht
vorübergehend blockiert. Allerdings wird eine E-Mail nicht unmittelbar an den PC des Empfängers zugestellt,
sondern dieser muss sie sich aus seinem Postfach beim Provider herunterladen. Dieses vor allem zeit- und
bisweilen kostenaufwändige Sortieren der eingegangenen Mails ist grundsätzlich als unzumutbare Belästigung
des Empfängers anzusehen und daher wettbewerbswidrig, es sei denn, der Empfänger hat ausdrücklich sein
Einverständnis erklärt. Diese wettbewerbsrechtliche Problematik lässt sich nicht dadurch umgehen, dass der
Empfänger in der E-Mail aufgefordert wird, dem Absender die Übermittlung weiterer Mails zu untersagen,
sofern er diese nicht wünscht. Durch derartige Ankündigungen lässt sich der schon begangene
Wettbewerbsverstoß nicht rückwirkend beseitigen, da bereits die Übersendung der ersten E-Mail
wettbewerbswidrig ist.

Zwischenzeitlich haben mehrere Gerichte entschieden, dass überhaupt nur das Double-Opt-In-Verfahren
tauglich ist, um eine Einwilligung für die Zusendung von Werbe-E-Mails nachzuweisen. Benutzt der E-Mail-
Versender beispielsweise für seinen Newsletter-Versand lediglich das Single-Opt-In-Verfahren, ist dies für den
Nachweis, dass der Adressat in den Empfang von Mails eingewilligt hat, untauglich und kann bei
unerwünschter E-Mail Werbung zu kostenpflichtigen Unterlassungsansprüchen führen. (Dazu ausführlich
Newsletter 2011-11. Dazu auch BGH-Urteil, s.u.)

Die Zusendung von unerwünschter E-Mail-Werbung an Private verstößt nach einigen Auffassungen auch gegen
§ 823 Abs. 1 BGB, sofern der Empfänger nicht damit einverstanden ist oder sein Einverständnis auch nicht im
Rahmen einer bereits bestehenden Geschäftsverbindung vermutet werden kann. Sie stellt nach Ansicht
mehrere Gerichte darüber hinaus einen Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Empfängers dar,
gegen den dieser einen Anspruch auf Unterlassung der Zusendung gem. §§ 1004, 823 Abs. 1 BGB habe, da §
1004 BGB in entsprechender Anwendung nicht nur das Eigentum, sondern auch alle absoluten Rechte im Sinne
des § 823 Abs. 1 BGB schütze, sich also auch auf das allgemeine Persönlichkeitsrecht erstrecke.

BGH, Urteil vom 16. Juli 2008 - VIII ZR 348/06: Nach § 7 Abs. 2 Nr. 3 Var. 3 UWG stellt Werbung unter Verwendung
elektronischer Post, insbesondere E-Mail und SMS, eine unzumutbare Belästigung dar, sofern keine Einwilligung des
Adressaten vorliegt. Einwilligungsklauseln, die so gestaltet sind, dass der Kunde tätig werden und ein Kästchen ankreuzen
muss, wenn er seine Einwilligung in die Zusendung von Werbung unter Verwendung von elektronischer Post nicht erteilen
will ("Opt-out"-Erklärung), sind von dieser Vorschrift nicht gedeckt. § 7 Abs. 2 Nr. 3 UWG verlangt vielmehr, dass die Ein-
willigung mittels einer gesonderten Erklärung erteilt wird ("Opt-in"-Erklärung).

BGH, Urteil vom 10. Februar 2011 - I ZR 164/09: Durch eine Bestätigungsmail im elektronischen Double-opt-in-Verfahren
wird weder ein Einverständnis des Verbrauchers mit Werbeanrufen belegt, noch führt sie für sich allein zu einer
Beweiserleichterung zugunsten des Werbenden.
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